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Praktische Umsetzung der gesetzlichen Wohnsitzverpflichtung nach § 12a Abs. 1
AufenthG

Grundsitzliches

§ 12a Abs. 1 AufenthG begrlindet flr bestimmte Schutzberechtigte (siehe unten) und fur

die Dauer von maximal 3 Jahren Zeitraum eine gesetzliche Verpflichtung zur Wohnsitz-

nahme in dem Bundesland, dem der Auslander im Rahmen seines Asylverfahrens zuge-
wiesen worden ist oder im Rahmen seines Verfahrens nach den §§ 22, 23 AufenthG Auf-

~ nahme fand. Gem. § 12a Abs. 7 AufenthG gilt die 0.g. Regelung nicht fiir Auslander, deren

Anerkennung oder erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor dem 1.1.2016 erfolg-

te.

Betroffen von dieser Regelung sind folgende Personengruppen:

e Asylberechtigte (§ 25 Abs. 1 AufenthG)

e GFK-Fluchtlinge (§ 25 Abs. 2, 1. Alt. AufenthG)

e subsidiar Schutzberechtigte (§ 25 Abs. 2, 2. Alt. AufenthG)

e Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 22 AufenthG (Aufnahme aus dem Ausland

~aus volkerrechtlichen oder dringenden humanitéren Griinden im Einzelfall)

e Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 AufenthG (Lander- bzw. Bundesauf-
nahmeprogramme sowie Neuansiedlung von Resettlementfliichtlingen)

e Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG (Vorliegen eines Ab-
schiebungsverbots nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG)

Die Verpflichtung zur Wohnsitznahme tritt kraft Gesetzes ein und bedarf keiner zusatzli-
chen behordlichen Anordnung. Um diese gesetzliche Verpflichtung nach auBen erkennbar
zu dokumentieren, sollte ein entsprechender Vermerk in die vorhandene bzw. in die noch
zu erteilende Aufenthaltserlaubnis aufgenommen werden. Gilt der Aufenthalt bis zur Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis gem. § 25 Abs. 1 Satz 3 bzw. Abs. 2 Satz 2 AufenthG als
erlaubt, ist eine Fiktionsbescheinigung auszustellen, in die ebenfalls die Wohnsitzverpflich-
tung auf das Land Schleswig-Holstein einzutragen ist. ,
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Bei Zuzligen von Personen aus anderen Landern, deren Aufenthaltstitel keinen Hinweis
auf eine Wohnsitzverpflichtung enthalt, kann in der Ubergangsphase nicht davon ausge-
gangen werden, dass diese Verpflichtung nicht besteht. Um Klarheit zu schaffen. ist Kon-
takt zu der bisher zusténdigen Auslanderbehdrde aufzunehmen. Das Ergebnis ist dem
hiesigen Jobcenter mitzuteilen. Sofern eine Wohnsitzverpflichtung auf ein anderes (Bun-
des-) Land fortbesteht, wird das hiesige Jobcenter sich gem. § 36 Abs. 2 SGB Il flr unzu-
standig erklaren und das zustandige Jobcenter in dem Land der Wohnsitzverpflichtung
ermitteln, an dieses den Antrag auf Gewéahrung von Leistungen nach SGB |l weiterleiten,
damit dort bereits vorab Kenntnis von dem Zuzug des Auslanders besteht und die dann
zustandige Auslanderbehdrde informiert werden kann. Die entsprechende Weisung an die
Jobcenter ist als Anlage 1 beigeflgt. '

Das Bundesamt flir Migration und Fliichtlinge wird flr die Betroffenen, die ein Asylverfah-
ren durchliefen, in 23 Sprachen ein Merkblatt erstellen, das einem Anerkennungsbescheid
bzw. einer Feststellung von herkunftsstaatsbezogenen Abschiebungshindernissen gem.

§ 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG zukinftig beigefugt werden soll. Das Merkblatt soll auch Hin-
weise auf die leistungsrechtlichen Konsequenzen der Wohnsitzverpflichtungen enthalten.
Dieses Merkblatt kann den Auslanderbehdérden als Vorlage fir ein Schreiben dienen, mit
dem Personen, die der Wohnsitzverpflichtung unterliegen und deren Aufenthaltserlaubnis
noch nicht entsprechend aktualisiert werden konnte, Gber die gesetzliche Verpflichtung in-
formiert werden. Ein schriftlicher Hinweis an die Betroffenen ist erforderlich, um unzulassi-
ge Umzlige, die zwangslaufig scheitern wirden, bereits vorab zu verhindern. Ein Muster
dieses Merkblatts liegt hier noch nicht vor und wird unverziglich nachgereicht.

Ahnlich soll auch im Rahmen der Erteilung von Aufenthaltstiteln nach § 22 oder 23 Auf-
enthG verfahren werden. Das Bundesministerium des Innern priift derzeit, inwieweit In-
formationen (ber die Wohnsitzregelung den betroffenen Personen bereits im Ausland be-
kanntgegeben werden kdnnen.

Nichtentstehen bzw. Aufhebung der Wohnsitzverpflichtung

Die gesetzliche Wohnsitzverpflichtung entsteht gem. § 12a Abs. 1 Satz 2 AufenthG nicht,
wenn der Auslander, sein Ehegatte, sein Lebenspartner oder ein minderjéahriges Kind eine
sozialversicherungspflichtige Beschaftigung mit einem Umfang von mindestens 15 Stun-
den wochentlich aufnimmt und dadurch ein Einkommen erzielt, dass dem monatlichen
durchschnittlichen Bedarf nach den §§ 20 und 22 SGB I fiir eine Einzelperson entspricht
(derzeit 710 € netto), oder eine Berufsausbildung aufnimmt oder aufgenommen hat oder in
einem Studien- oder Ausbildungsverhaltnis steht. Die gesetzliche Ausnahme nach dieser
Vorschrift greift nach dem gemeinsamen Verstandnis der Lander nur, wenn die Beschafti-
gung, die Ausbildung oder das Studium bereits zum Zeitpunkt der Anerkennung bzw. der
Ersterteilung des Aufenthaltstitels besteht. Das Beschaftigungsverhéltnis muss sich ver-
stetigt haben. Hierzu wird auf die Anwendungshinweise des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales (Anlage 2) hingewiesen. Das Ergebnis der Prifung, ob die Wohnsitzver-
pflichtung gem. § 12a Abs. 1 Satz 2 AufenthG entstanden oder nicht entstanden ist, ist in
der Auslanderakte zu dokumentieren. :

Von dieser Vorschrift umfasst sind gem. der Gesetzesbegriindung auch berufsorientieren-
de oder berufsvorbereitende MaBnahmen, die dem Ubergang in eine entsprechende be-
triebliche Ausbildung dienen, sowie studienvorbereitende MaBnahmen im Sinne von § 16
Absatz 1 Satz 2 dieses Gesetzes (studienvorbereitende Sprachkurse, Besuch eines Stu-
dienkollegs). Minijobs und geringfligige Beschaftigungsverhaltnisse heben die Verpflich-
tung nach Absatz 1 jedoch nicht auf.
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Wenn eine Beschéftigung, eine Ausbildung oder ein Studium erst nach Entstehen der
Wohnsitzverpflichtung nach § 12a Abs. 1 AufenthG aufgenommen wurde, ist § 12a Abs. 5
AufenthG anzuwenden.

Zudem werden in Abs. 5 weitere Sachverhalte aufgefiihrt, die — bei Vorliegen einer der
dort genannten Voraussetzungen — ebenfalls zur Aufhebung der Wohnsitzverpflichtung
flihren. Satz 1 Nr. 2 dieser Vorschrift stellt eine Hartefallregelung dar, die insbesondere zu
beriicksichtigen ist, wenn ein Auslander in Kenntnis oder Unkenntnis der gesetzlichen
Wohnsitzverpflichtung seinen Wohnsitz in ein anderes (Bundes-) Land verlagert hat. Die
Gesetzesbegriindung zu Abs. 5 aus der Bundestagsdrucksache 18/8615 ist als Anlage 3
beigefiigt. Danach sind insbesondere auch die Auslegungshinweise in Ziffer 12.2.5.2.4 der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009 entspre-
chend anwendbar. Das Ergebnis der Priifung bezliglich des Vorliegens der Voraussetzun-
gen des Abs. 5 ist ebenfalls in der Auslénderakte zu dokumentieren.

Bezlglich der Prifungen, ob die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 2 bzw. des Abs. 5 vor-
liegen, haben sich die Lander auf folgende Zustandigkeiten geeinigt:

Te In landeribergreifenden Umzugsfallen unmittelbar nach Anerkennung (Prufung des
- § 12a Abs. 1 S. 2 AufenthG): Zustandigkeit der Wegzugs-Auslanderbehdrde mit

Zustimmung der Zuzugs-Auslanderbehorde.

. Far Aufhebungen / Anderungen nach § 12a Abs. 5 AufenthG: Zustandigkeit der
Wegzugs-Auslanderbehdrde mit Zustimmung der Zuzugs-Auslanderbehérde.

. In Riickwirkungsfallen (siehe unten): Zustandigkeit der Ausléanderbehdrde des Ortes
des bereits erfolgten Umzugs (Ort des gewdhnlichen Aufenthalts, an dem auch die
Ausla@nderakte vorliegt).

Bez(glich der Zustimmung der Zuzugs-Auslanderbehérde wurde folgendes vereinbart: .

. Nicht-Ruckmeldung gilt nach Ablauf von 2 Wochen als erteilte Zustimmung. Bei
Postversand verlangert sich die Verschweigefrist um zuséatzliche 3 Tage.

. Eine Ablehnung hat die Zuzugs-Auslanderbehérde sachlich zu begriinden. Ableh-
nungen ohne Begrindung klaren die Aufsichtsbehorden untereinander.

Sonderfall der Riickwirkung der Wohnsitzverpflichtung

Neben dem Ausschluss der Altfalle, die vor dem 1.1.2016 anerkannt wurden bzw. denen
vor diesem Zeitpunkt erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis nach § 22, § 23 oder § 25 Abs. 3
AufenthG erteilt wurde, trat mit dem Inkraftireten des § 12a Abs. 7 AufenthG auch eine
Rlckwirkung der Absétze 1 bis 6 flir Personen ein, die zu den auf Seite 1 aufgefiihrten
Personengruppen gehéren und in der Zeit vom 1.1. bis 5.8.2016 - d.h. vor dem Inkrafttre-
ten des Integrationsgesetzes - einen entsprechenden Schutzstatus bzw. ein entsprechen-
des Aufenthaltsrecht erhalten haben.

Aufgrund der hohen Anzahl von Anerkennungsbeschelden in den ersten Monaten des
Jahres 2016 bereitete diese Rlckwirkung in der Praxis aber erhebliche Probleme, weil
Asylberechtige und GFK-Fllchtlinge in der Zeit vor dem Inkrafttreten des Integrationsge-
setzes legal in andere Lander verziehen konnten und nach dem 6.8 2016 von den dortigen
Behorden aufgefordert wurden, ihren Wohnsitz in die L&nder zuriick zu verlegen, in denen
sie ihr Asylverfahren betrieben haben. Wie bereits ausgefihrt, enthalt § 12a Abs. 5 Auf-
enthG eine Hartefallregelung, die grundsétzlich anwendbar gewesen ware. Das hétte al-
lerdings zu einer hohen Anzahl von Einzelfallpriifungen gefiihrt, die die zustandigen Be-
hérden Uberdurchschnittlich zusétzlich belastet hatten.
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Um diesen erheblichen Arbeitsaufwand zu vermeiden, der zudem in vielen Einzelfallen zu
unterschiedlichen Ergebnissen und ggf. zu unbilligen Harten geflhrt hatte, haben sich
Bund und Lander darauf geeinigt, dass ein Hartefall nach § 12a Abs. 5 Nr. 2 c¢) AufenthG
ohne Einzelfallprifung angenommen wird, wenn die Betroffenen nach dem 31.12.2015
und vor dem 6.8.2016 (Inkrafitreten des Integrationsgesetzes) rechtméaBig ihren Wohnsitz
in ein anderes Bundesland verlagert haben (sog. Ruckwirkungsfalle).

Damit diese Vereinbarung (Anlage 4) zustande kommen konnte, mussten die Ubrigen
Lander dem Land Nordrhein-Westfalen, das sich aufgrund sehr hoher Zugangszahlen von
Schutzberechtigten aus anderen Bundeslandern gegen diese generelle Regelung gesperrt
hat, eine Sondetrolle einrdumen. Die Ausléanderbehdrden in Nordrhein-Westfalen werden
in jedem Ruickwirkungsfall priifen, ob aufgrund der Hartefallgesichtspunkte des Abs. 5 ein
Verbleib am Zuzugsort ermdglicht werden kann. Gem. gemeinsamem Runderlass des Mi-
nisteriums fir Arbeit, Integration und Soziales und des Ministeriums flr Inneres und Kom-
munales Nordrhein-Westfalen vom 28.09.2016 (Anlage 5) ist ein Hartefall in der Regel
anzunehmen,

¢ wenn es sich um in einem gemeinsamen Haushalt lebende Familien mit schulpflich-
tigen oder kleineren Kindern handelt oder
e wenn ein Integrationskurs bereits begonnen wurde.

Auch nach Schleswig-Holstein sind vor dem Inkrafttreten des Integrationsgesetzes Perso-
nen zugezogen, die der Ruckwirkung unterliegen. Verschiedene Zuwanderungs- bzw.
Auslanderbehérden haben diese Personen - in Unkenntnis der als Anlage 4 beigefugten
Vereinbarung, die erst kirzlich finalisiert werden konnte — schriftlich aufgefordert, in das
Land der Wohnsitzverpflichtung zurtickzukehren. Sofern diese Personen nachvollziehbar
vor dem 6.8.2016 nach Schleswig-Holstein gezogen sind, werden sie von der Vereinba-
rung erfasst und die Aufforderung, in das Land der bisherigen Wohnsitzverpflichtung zu-
ruckzukehren, ist aufzuheben. Das zusténdige Jobcenter ist entsprechend zu unterrichten.

Die betroffenen Personen unterliegen einer neuen Wohnsitzverpflichtung, beschrankt auf
das Land Schleswig-Holstein. Gem. § 12a Abs. 5 Satz 2 AufenthG ist im Fall einer Aufhe-
bung nach Satz 1 Nr. 2 dem Auslander, langstens bis zum Ablauf der nach Abs. 1 gelten-
den Frist, eine Verpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse
- Rechnung tragt. Mit dieser Vorschrift wird das Ziel verfolgt, Personen aus integrationspoli-
- tischen Grinden an bestimmte Orte/Lander zu binden. Dieses Interesse besteht nach
Umzlgen fur den neuen Wohnort fort. Weil nach Abs. 3 ein Auslander verpflichtet werden
kann, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zu nehmen, ist es gem. rechtlicher Pri-
fung durch das Bundesministerium des Innern im Wege des erst-recht-Schlusses auch
moglich, Wohnsitzverpflichtungen auf das neue (Bundes-) Land zu verfiigen. Die Abs. 3
und 4 sind ohne landesinterne Regelungen als unmittelbar umsetzbares Recht anwend-
bar, weil hierfir in Abs. 5 Satz 2 AufenthG eine hinreichende Grundlage besteht, wenn die
gesetzlichen Voraussetzungen der Abs. 3 und 4 vorliegen.

Sonstiges

In vielen Fallen wird den Betroffenen lediglich subsididrer Schutz zuerkannt und es sind
beim Verwaltungsgericht Teilklagen auf einen héheren Schutzstatus anhangig. In diesen
Fallen ist § 12a AufenthG nicht anwendbar, wenn der subsididre Schutz bereits 2015 oder
friher bestandskraftig geworden ist.

Zum Verhaltnis der Wohnsitzregelung des § 12a AufenthG zu entsprechenden Regelun-
gen in Landesaufnahmeanordnungen nach § 23 Abs. 1 AufenthG besteht zwischen Bund
und Landern Einigkeit, dass die gesetzliche Regelung vorrangig ist. Das Bundesministeri-
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um des Innern wird dies in einem Rundschreiben klarstellen; eine Anderung der einzelnen
Aufnahmeanordnungen erscheint dann entbehrlich.

Das AZR-Gesetz soll angepasst werden, damit Wohnsitzverpflichtungen nach § 12a Auf-
nth ichert werden kdnnen.

Anlagen:

1. Weisung an die Jobcenter

2. Hinweise des BMAS zur Verstetigung des Beschiftigungsverhéltnisses
3. Auszug aus der BT-Drs. 18/8615

4. Vereinbarung der Lander beziiglich des Umgangs mit Riickwirkungsfallen
5. Erlass NRW vom 28.9.2016




Anlage 1 zur Weisung 201609019
Stand 28.09.2016

Zustandiges Jobcenter nach 8§ 36 Absatz 1 und 2 SGB I

Allgemein
Die drtliche Zustandigkeit eines Jobcenters ergibt sich aus § 36 SGB |I.

Fur Auslander, auch die, die als Schutzberechtigte, Flichtlinge im Sinne von § 3 Absatz 1
des Asylgesetzes oder subsidiar Schutzberechtigte im Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylge-
setzes anerkannt worden sind oder die nach 8§ 22, § 23 oder § 25 Absatz 3 eine Aufenthalts-
erlaubnis erhalten (im Folgenden: Schutzberechtigte) gelten grundsatzlich die allgemeinen
Bestimmungen. Es ist das Jobcenter 6rtlich zustandig, in dessen Gebiet der/die Schutzbe-
rechtigte zum Zeitpunkt der Antragsstellung seinen/ihren gewohnlichen Aufenthalt bzw.
Wohnsitz nimmt. Befindet sich der/die Schutzberechtigte zum Zeitpunkt der Antragsstellung
(meist wohl = Zeitpunkt der Beendigung der Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG) noch
in einer Gemeinschaftsunterkunft, ist das Jobcenter zustandig, in dessen Gebiet die Erstauf-
nahmeeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft liegt. Hat der/die Schutzberechtigte noch
keinen Wohnsitz und keinen gewohnlichen Aufenthalt, tritt an dessen Stelle der tatséchliche
Aufenthalt.

Bestimmung des gewdhnlichen Aufenthalts:

Ob ein gewdhnlicher Aufenthalt gegeben ist, bestimmt sich nach den allgemeinen Regelun-
gen, insbesondere gem. § 30 Absatz 3 Satz 2 SGB I. Danach hat jemand den gewodhnlichen
Aufenthalt dort, wo er sich unter Umstanden aufhdlt, die erkennen lassen, dass er an diesem
Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorribergehend weilt (s. Fachliche Hinweise zu 8§ 7
SGB I, dort Rz. 7.2).

In Berlin ergibt sich eine abweichende Zustandigkeit. Diese richtet sich fir Personen ohne melderechtlichen Eintrag in Berlin
nach dem Geburtsdatum. Dabei ist jede der zwdlf gE fir einen Geburtsmonat zusténdig. Personen, die zum Beispiel im Ja-
nuar geboren wurden, werden von dem Jobcenter Berlin Mitte betreut. Bei Personen, bei denen kein Geburtsmonat im
Pass vermerkt ist (sog. ,00er-Félle®), richtet sich die Zusténdigkeit nach dem Anfangsbuchstaben des Nachnamens. Néahere
Informationen ergeben sich aus den Ausfilhrungsvorschriften ,AV Zustandigkeit Soziales* (Punkt 4 — Ortliche Zustandigkeit
fiir Personen ohne oder mit ausschlief3lich nicht zustandigkeitsbegriindenden melderechtlichen Eintragen in Berlin) in Ver-
bindung mit der Vereinbarung zwischen dem Land Berlin und der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur
fur Arbeit zur Regelung Uber die ortliche Zustandigkeit fur wohnungslose Leistungsberechtigte nach SGB Il vom 27.10.2015.
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Anlage 1 zur Weisung 201609019
Stand 28.09.2016

II.  Zustandigkeitsbestimmung gem. 8 36 Absatz 2 SGB ||
Fur Schutzberechtigte, die ab dem 1. Januar 2016 anerkannt oder denen danach erstmalig

eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde und die erstmals Leistungen nach dem SGB |l bean-
tragen, qilt 8 36 Absatz 1 SGB Il in der Regel nicht.

Hinweis: § 36 Absatz 2 SGB Il ist am 6. August 2016 in Kraft getreten. Bei allen Antrédgen die
vor diesem Zeitpunkt gestellt wurden, hat sich die Zustandigkeit unabhangig von einer even-
tuell mit oder nach dem 6. August 2016 erfolgten Zuweisung, nach § 36 SGB Il a.F. bestimmt
und damit allein danach, ob die Person ihren gewdhnlichen oder tatsachlichen Aufenthalt im
Gebiet des angegangen Jobcenters hatte.

Diesen Schutzberechtigten kann kraft Gesetzes nach 8 12a Absatz 1 AufenthG bezogen auf
ein bestimmtes Land oder ergdnzend nach § 12a Absatz 2 oder Absatz 3 AufenthG durch
landesinterne Wohnsitzzuweisung ein Wohnsitz zugewiesen sein. Liegt eine Zuweisung
gem. 8§ 12a AufenthG vor, bestimmt sich das ortlich zustéandige Jobcenter nach 8§ 36 Ab-
satz 2 SGB |I.

Findet § 36 Absatz 2 Anwendung gilt folgendes:

Die ortliche Zustandigkeit bestimmt sich Uber den gesetzlichen Wortlaut hinaus nicht
nur nach der Zuweisung, sondern der/die Schutzberechtigte muss auch seinen/ihren
gewoOhnlichen Aufenthalt entsprechend der Wohnsitzzuweisung begrindet haben.
Damit wird sichergestellt, dass der/die Schutzberechtigte seinen gewdhnlichen Auf-
enthalt nicht an einem anderen als dem in der Wohnsitzzuweisung bestimmten Ort
begrindet.

Hinweis: Durch die gesetzliche Erganzung in § 36 Absatz 2 SGB Il hat der Gesetzgeber klar-
gestellt, dass eine auslanderrechtliche Zuweisung malfgeblich fir die Bestimmung der Zu-
stéandigkeit sein soll. Der bisher vertretenen Auffassung einiger Gerichte, auch der gewdhnli-
che Aufenthalt auRerhalb des Gebiets der auslanderrechtlichen Zuweisung kénne eine Zu-
standigkeit begrinden (vgl. z. B. LSG NRW, 25.02.2016, L 7 AS 1391/14, Rn. 31, juris,
m. w. N.), wurde die Argumentationsgrundlage entzogen.

Die Uberprufung des Bestehens einer Wohnsitzzuweisung und damit der Anwendung des
§ 36 Absatz 2 SGB Il, ist abhangig vom Zeitpunkt der Anerkennung der Schutzberechtigung.
Es ist wie folgt zu unterscheiden:

- Anerkennung ab dem 1. Oktober 2016
- Anerkennung im Zeitraum 6. August 2016 - 30. September 2016
- Anerkennung im Zeitraum 1. Januar 2016 - 5. August 2016

Hinweis: Fir die Bearbeitung eines Antrags ist es grundsatzlich notwendig, dass soweit vor-
handen sowohl die Aufenthaltsgestattung, der Anerkennungsbescheid als auch der Aufent-
haltstitel vorgelegt wird.

Angaben in Anerkennungsbescheid: Neben den personlichen Daten, die sich aus dem Be-
scheid ergeben, ergibt sich aus diesem auch, in welches Bundesland der/die Schutzberechtig-
te zur Durchfiihrung des Asylverfahrens zugewiesen worden ist. Dies ergibt sich durch Ab-
gleich mit der Adresse, an die der Anerkennungsbescheid zugestellt worden ist. Der Wohnsitz
an dem der Auslander seinen Bescheid zugestellt bekommt, befindet sich in dem Bundesland,
in das er zur Durchflhrung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfah-
rens zugewiesen worden ist (88 56 Absatz 1 S. 1, 47 AsylG)
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Anlage 1 zur Weisung 201609019

Bestimmung der ortlichen Zustandigkeit gem. § 36 Absatz 2 SGBII

Wie die Priffung des § 36 Absalz 2 erfolgt, hangt maigeblich davon ab, zu welchem Zeitpunkt ein Schutzberechtigter anerkannt wurde.
Hinweis: In jedem Fall, in dem eine Person, die ab dem 01.01.2016 als Schutzberechtigter ete. anerkannt wurde, erstmalig einen Antrag bei einem Jobeenter (JC) der Grundsicherung stellt, ist
eine Prifung der ortlichen Zustandigkeit entsprechend der Weisung zu § 36 Absatz 2 SGB I durchzufuhren.
Erlauterung zu den Farben: gelangt man bei der Prifung zu einem Kastchen, das gelb hinterlegt ist und in dem vermerkt ist, dass Verfahren entsprechend ,Normaifall durchzufahren ist, muss
eine Priifung entsprechend dem Veerfahren bei ,Anerkennung ab 01.10.2016" durchgefihrt werden,

Stand 28.09.2016

Anerkennung ab 01.10.2016
(,Normalfall)
(Nach Inkrafttreten des IntG & § 36 Absatz 2 SGB Il und nachdem
bekannt gegeben wurde, dass JC der Grundsicherung fiir Bestim-
mung der &rll. Zust. Dokumentation in @AT bendtigen)

Anerkennung 06.08.2016 - 30,09.2016
(,Ubergangsfall)
{Mach Inkrafttreten des IntG und § 36 Absalz 2 SGE Il aber inner-
halb Zeitraums in dem teilweise noch keine Dokumentation einer
Priffung der ABH des § 12a AufenthG in eAT vermerkt wurde)

(Vor Inkrafttreten

Anerkennung 01.01.2016 - 05.08.2016
(Altfall")
des IntG und § 36 Absatz 2 SGB II)

Anerkennung vor
dem 01.01.2016

E 2

¥

L2

1. Lieg! angegangenes JC in dem BL, in daa ELB 2ur Durchfihrung seines Asyl
warfahrans zugewlesen wurde? Bzw. wenn Parson sich in diesem BL aufhalt
und landesinterne Information zu § 120 Absatz 2f AufenthG: llegt JC in Gabiet
gern. § 12a Absatz 2ader 3 AufenthG.

Zustindigkeit
gem. § 38 Absatz 1 SGB Il

e

T
{+)

JC zustindiy

Leistungen sind. enisprechend re-
guldren Grundsatzan zu bewiligen

 ————

(+)
ctragepfiicht bai ABH

Rickfragepfhcht bai ABH

Auber wenn JC Kenninis von ainer
landesrechtiichen Regelung hat.
dass in diesen Fillen, KEINE Rick-
frage bei zust ABH zu § 12a Auf-

JC zustindig (§ 36 Absatz 1 SGB Il)
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A. Verfahren bei Anerkennung ab 1. Oktober 2016 (Normalfall)

Bei allen Schutzberechtigten, die nach dem 1. Oktober 2016 anerkannt werden, findet § 36
Absatz 2 nur Anwendung, wenn sich aus dem Aufenthaltstitel oder einem entsprechenden
Dokument selbst ergibt, dass eine Wohnsitzzuweisung im Einzelfall besteht.

Hinweis: Als entsprechende Dokumente dirfen nur solche bertcksichtigt werden, die von ei-
ner Auslanderbehdrde (ABH) oder einer anderen oberen oder obersten Landesbehdérde aus-
gestellt worden sind. Aus dem Dokument muss sich ergeben, dass eine einzelfallbezogene
Entscheidung bezuglich einer Zuweisung gem. § 12a AufenthG durch die zusténdige ABH ge-
troffen wurde und diese Entscheidung dem/der Schutzberechtigten auch zugegangen ist.

Der Anerkennungsbescheid an sich ist kein geeignetes Dokument, aus dem sich eine Zuwei-
sung ergeben kann. Er enthdlt keine einzelfallbezogene Entscheidung zu § 12a AufenthG,
sondern nur Indizien fur die Ermittlung des zugewiesenen Bundeslandes.

Ob eine Wohnsitzzuweisung im Einzelfall besteht, ergibt sich aus dem von dem/der Schutz-
berechtigten bei der Antragstellung vorzulegenden Aufenthaltstitel. Eine bestehende Wohn-
sitzzuweisung wird im Chip des elektronischen Aufenthaltstitels (eAT) gespeichert und auf
einem Zusatzblatt schriftlich ausgewiesen. Auf der Vorderseite des eAT ist unter Anmerkun-
gen, neben der den Aufenthalt begriindenden Norm, der Text ,siehe Zusatzblatt“ vermerkt.
Ist dieser Vermerk vorhanden, ist das Zusatzblatt anzufordern.

Bei jeder Antragstellung, auch wenn es sich um eine Wiederbewilligung handelt, sind ent-
sprechende Angaben zu uberprufen und im Bearbeitungsprotokoll zu vermerken.

Bei jeder Antragsstellung ist der/die Schutzberechtigte darauf hinzuweisen, dass er verpflich-
tet ist, dem Jobcenter unverziglich tUber jede Anderung seines Aufenthaltsrechts Mitteilung
zu machen (8 60 SGB ).

=om AUFENTHALTSTITEL  v701001v2 |

KARTAL
| EMINE
O e
31-03-2012
Wf-.
MUNCHEN
01-0422011 1

At e Tty
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PRI BTt L Y ST —
ARDS<YTOT00TIV2BL<<<CLLLLLCCCCK

6305213F1203314TURSC<<<<4<C<<h
KARTAI <<FMTINF<<CLCLLLCLCLLLLLL

Hinweis: Eine Uberpriifung und Festlegung, ob eine Zuweisung gem. § 12a AufenthG be-
steht, erfolgt allein durch die zustandige ABH. Durch die ABH erfolgt auch die Prufung nach
§ 12a Absatz 1 Satz 2 AufenthG, ob eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Wohnsitznah-
me gemal der Zuweisungsentscheidung vorliegt. Ist kein Zusatzblatt vorhanden bzw. in die-
sem kein Vermerk zur Wohnsitzzuweisung aufgefiihrt, hat die ABH eine Ausnahme festgestellt
und keine Wohnsitzzuweisung ausgesprochen.
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1. Zustandigkeitsbestimmung bei positiver Angabe einer Wohnsitzzuweisung
gem. 8 12a AufenthG im Aufenthaltstitel

Ergibt sich aus dem Aufenthaltstitel, dass eine Wohnsitzzuweisung gem. § 12a Ab-
satz 1 bis Absatz 3 AufenthG besteht, ist § 36 Absatz 2 SGB Il anzuwenden.

In diesen Fallen ergibt sich die Zustandigkeit wie folgt:

1.1 Zuweisung in ein Bundesland

Gem. 8§ 12a Absatz 1 Satz 1 AufenthG wird ein Schutzberechtigter einem Bundesland
zugewiesen. Der gewbhnliche Aufenthalt kann an jedem beliebigen Ort des zugewiesenen
Bundeslandes begriindet werden, sofern keine weiteren Einschrankungen gem. § 12a Ab-
satz 2 - 4 AufenthG bestehen (s.u.).

Die Zustandigkeit innerhalb des zugewiesenen Bundeslandes bestimmt sich dann nach der
allgemeinen Regelung des § 36 Absatz 1 SGB I, also dem gewdhnlichen/ tatsachlichen Auf-
enthalt (8 36 Absatz 2 Satz 1, Satz 2 letzter HS). Die Begriindung eines gewdhnlichen Auf-
enthalts aufRerhalb des zugewiesenen Bundeslandes kann keine 6rtliche Zusténdigkeit be-
grinden.

1.2 Zuweisung zu einem bestimmten Ort

Gem. § 12a Absatz 2 und 3 AufenthG kann die/der Schutzberechtigte einem bestimm-
ten Ort innerhalb des Landes zugewiesen werden.

Das Jobcenter, in dessen Gebiet die/der Schutzberechtigte seinen Wohnsitz zu nehmen hat
(8 36 Absatz 2 Satz 1 SGB Il) ist zustéandig, wenn auch der gewdéhnliche Aufenthalt in dem
zugewiesenen Gebiet begriindet worden ist.

1.3 Negative Zuweisung

Gem. 8§ 12a Absatz 4 AufenthG kann die/der Schutzberechtigte verpflichtet werden,
seinen/ihren Wohnsitz an einem bestimmten Ort nicht zu nehmen (negative Wohnsitz-
zuweisung). Wird eine negative Wohnsitzzuweisung ausgesprochen, liegt auch immer eine
Zuweisung nach 8 12a Absatz 1 AufenthG vor. Die Zustandigkeit bestimmt sich nach den
allgemeinen Regeln. Begriindet der/die Schutzberechtigte seinen/ihren Aufenthalt in einem
Gebiet, in dem er/sie gemal der Auflage nach § 12a Absatz 4 AufenthG seinen/ihren Wohn-
sitz nicht nehmen darf, ist die Zustandigkeit eines Jobcenters ausgeschlossen.

2. Antragstellung bei unzustédndigem Jobcenter

Stellt ein/e Schutzberechtigte/r einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB Il bei einem un-
zustandigen Jobcenter, ist der Antrag an das zustandige Jobcenter weiterzuleiten (2.1.). Das
unzustandige Jobcenter kann zudem verpflichtet sein, vorlaufige Leistungen zu erbringen
(2.2)).

2.1 Weiterleitungspflicht des unzustandigen Jobcenters

Fall 1: A wird nach dem Koénigsteiner Schlissel Bundesland X zugewiesen. A stellt seinen
Asylantrag in Bundesland X. Der Asylantrag wird am 1.10.2016 positiv beschieden, A ist asyl-
berechtigt. A fahrt zu Bekannten ins Bundesland Y und nimmt dort seinen gewdhnlichen Auf-
enthalt. A bezieht zunachst keine Leistungen nach dem SGB Il. Am 15.10.2016 erhalt A sei-
nen eAT mit dem Zuweisungsvermerk gem. § 12a Absatz 1 AufenthG fur das Bundesland X.
Bundesland X macht keine weitere Zuweisung gem. 8§ 12a Absatz 2 oder 3 AufenthG. Am
20.10.2016 stellt A einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB Il bei einem Jobcenter im
Bundesland Y, in dem er sich immer noch gewoéhnlich aufhalt.
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Gem. § 16 Absatz 1 Satz 1 SGB | sind Antrage beim zustandigen Jobcenter zu stellen. Nur
dieser kann einen Bewilligungsbescheid erlassen.

Kann eine Zustandigkeit nicht festgestellt werden bzw. wird die Unzustandigkeit festgestellt,
ist wie folgt zu verfahren:

2.1.1 Entgegennahme des Antrags

Ein Antrag bei einem unzustéandigen Jobcenter ist nicht unwirksam.

Ein unzustandiges Jobcenter ist gem. § 16 Absatz 1 Satz 2 SGB | verpflichtet, jeden Antrag
entgegenzunehmen. Eine Annahme darf grundsatzlich nicht verweigert werden, auch dann
nicht, wenn der Antrag fiir unzuldssig oder unbegriindet gehalten wird.

Das unzustandige Jobcenter ist gem. § 16 Absatz 2 SGB | verpflichtet, den Antrag an das
zustandige Jobcenter weiterzuleiten (s.u.), eine reine Verweisung des Antragsstellers an das
zustandige Jobcenter ist nicht ausreichend.

2.1.2 Ermittlung des zustandigen Jobcenters

Das unzustandige Jobcenter hat das mit Begriindung des gewdhnlichen Aufenthalts in Zu-
kunft zustandig werdende Jobcenter zu ermitteln. Dabei gilt die allgemeine Hinwirkungs-
pflicht und fir den/die Schutzberechtigte/n die allgemeine Mitwirkungspflichten entsprechend
den 88 60 ff. SGB I. Dies bedeutet: Ein/e Schutzberechtigte/r, der/die einem Bundesland
gem. 8§ 12a Absatz 1 AufenthG zugewiesen ist und einen Antrag bei einem Jobcenter aul3er-
halb dieses Bundeslandes stellt, ist darauf hinzuweisen, dass er/sie_innerhalb des ihm/ihr
zugewiesenen Bundeslandes und etwaiger Beschrankungen nach § 12a Absatz 4 AufenthG
seinen/ihren Aufenthalt frei whlen kann. Er/Sie ist aber gleichzeitig verpflichtet, sich in dem
entsprechenden Gebiet aufzuhalten, um Gberhaupt Leistungen erhalten zu kénnen. Ohne die
Begriindung eines zuldssigen Aufenthalts kann weder die Weiterleitung noch die Bearbei-
tung des Antrages erfolgen. Es ist darauf hinzuweisen, dass der/die Schutzberechtigte ent-
sprechend den Pflichten des 8§ 60 Absatz 1 Nr. 2 SGB | zur Angabe eines Wohnsitzes ver-
pflichtet ist. Gibt der/die Schutzberechtigte/r einen Ort/ein Gebiet in dem zugewiesenen Bun-
desland an, an dem er/sie seinen/ihren gewohnlichen Aufenthalt begriinden méchte, ist der
Antrag an das in diesem Gebiet zustéandige Jobcenter weiterzuleiten. Welches Jobcenter
dies ist, kann auf der Internetseite: https://www.arbeitsagentur.de/apps/faces/home/pvo er-
mittelt werden. Der/die Schutzberechtigte ist weiter darauf hinzuweisen, dass er/sie sich bei
dem Jobcenter, das er/sie ausgewahlt hat, melden muss, damit der Antrag weiter bearbeitet
werden kann.

Ist der/die Schutzberechtigte gem. § 12a Absatz 2 oder 3 AufenthG einem bestimmten Ge-
biet zugewiesen, ist er/sie auf das Recht und die Pflicht hinzuweisen, in diesem Gebiet sei-
nen/ihren Wohnsitz zu nehmen. Der Antrag ist an das Jobcenter in dem zugewiesenen Ge-
biet weiterzuleiten und wie unter 2.2. dargelegt, zu verfahren.

Ob das Jobcenter im zugewiesenen Gebiet den ihm zugewiesenen Antrag bearbeitet und
gegebenenfalls Leistungen bewilligt, bestimmt sich danach, ob der/die Schutzberechtigte in
dem Zustandigkeitsgebiet auch tatséachlich einen gewohnlichen Aufenthalt begriindet.

Die Weiterleitungspflicht gilt nur fur Antrdge und nicht fur Verfahrenshandlungen eines/r
Schutzberechtigten.

Ergebnis zu Fall 1: Das Jobcenter im Bundesland Y erklart gegeniber A, dass es unzustandig
ist und dass nur ein Jobcenter im Bundesland X zustandig sein kann.

Das Jobcenter im Bundesland Y legt A eine Liste mit moglichen Gebieten im Bundesland X, in
denen er einen Aufenthalt begriinden kann, vor und weist ihn darauf hin, dass regulare Leis-
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tungen nach dem SGB Il nur bewilligt werden kénnen, wenn in einem dieser Gebiete ein ge-
wohnlicher Aufenthalt begriindet wird.

Wahlt A ein Gebiet im Bundesland X aus und teilt dies dem Jobcenter im Bundesland Y mit,
wird der Antrag an das in diesem Gebiet zustandige Jobcenter weitergeleitet. Dieses bearbei-
tet den Antrag, sobald A seinen gewohnlichen Aufenthalt in seinem Zustandigkeitsbereich be-
griindet hat und A sich bei dem Jobcenter im Bundesland X meldet.

2.1.3 Unkenntnis des zustéandigen Jobcenters

Grundsatzlich gilt, ein unzustandiges Jobcenter darf die Annahme eines bei ihm gestellten
Antrag nicht unter Berufung auf die Unzustandigkeit ablehnen. Es kann seine Unzustandig-
keit feststellen und daraufhin den Antrag weiterleiten.

Wegen fehlender ortlicher Zustandigkeit kann ein Antrag nur abgelehnt werden, wenn der
Antragsteller der Weiterleitung an das ortlich zustéandige Jobcenter widerspricht oder der von
dem/der Schutzberechtigten angegebene Wohnsitz nicht besteht oder sich nicht feststellen
lasst. Das zusténdige Jobcenter ist in diesen Fallen nicht ermittelbar. Dies gilt auch, wenn
nur ein solcher Wohnsitz angegeben wird, an dem der/die Schutzberechtigte aufgrund der
Zuweisung nach 8§ 12a Absatz 1 oder 4 AufenthG keinen Wohnsitz nehmen darf. Gibt der/die
Schutzberechtigte/r trotz entsprechender Erlauterungen kein Gebiet an, in dem er/sie sei-
nen/ihren gewohnlichen Aufenthalt begrinden mochte, ist das Jobcenter nicht ermittelbar
und der Antrag kann wegen Unzusténdigkeit abgelehnt werden. Die entsprechende Beratung
des/der Schutzberechtigten ist zu dokumentieren. In dem Ablehnungsbescheid ist der ent-
sprechende Fall aufzunehmen.

Umsetzung zu Fall 1: A wird Uber die Mdglichkeiten, wo er einen gewdhnlichen Aufenthalt be-
grinden kann, aufgeklart. Die Aufklarung wird dokumentiert. A gibt trotz der Aufklarung kein
Gebiet an, in dem er seinen Aufenthalt begriinden méchte. Der Antrag wird abgelehnt. In dem
Ablehnungsbescheid ist aufzufuhren, dass A sich verweigert hat, einen zuklnftigen regelma-
Rigen gewdhnlichen Aufenthalt anzugeben.

2.2 Vorlaufige Leistungen durch unzustandiges Jobcenter

Liegen die materiellen Voraussetzungen der Leistungsberechtigung nach 8 7 Absatz 1
SGB Il grundsatzlich vor und kdnnen Leistungen nach dem SGB Il nur deswegen nicht bewil-
ligt werden, weil die antragstellende Person ihren gewohnlichen Aufenthalt unverschuldet
noch nicht in dem nach 8 12a Absatz 1 bis 4 AufenthG zugewiesenen Gebiet begriinden
konnte und es daher noch an einem o&rtlich zustédndigen Jobcenter fehlt, sind analog § 43
SGB | vorlaufige Leistungen durch das angegangene unzustéandigen Jobcenter zu gewéah-
ren.

Der Umfang der Leistungen bestimmt sich entsprechend § 43 SGB | nach pflichtgemaRen
Ermessen. Dabei sind die Umstande des Einzelfalls zu beriicksichtigen. Die Leistungen
missen es dem/der Schutzberechtigten erméglichen, seinen akuten Lebensunterhalt zu de-
cken, und sollten sich grundsatzlich an den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem SGB Il orientieren. Die H6he von KdU richtet sich nach den Regelungen des Job-
centers, das die Leistungen gewahrt. 8 22 Absatz 1a SGB Il findet keine Anwendung.

Die vorlaufigen Leistungen sollten grundséatzlich fur einen Zeitraum von sechs Wochen ge-
wahrt werden. Im Einzelfall kann die Gewahrung von Leistungen flr einen kirzeren oder
langeren Zeitraum angemessen sein. Hat der/die Schutzberechtigte vor Ablauf dieses Zeit-
raums bereits den Umzug durchgefihrt und sich bei dem dann zustandigen Jobcenter ge-
meldet, sind die vorlaufig gewadhrten Leistungen nach den allgemeinen Regelung des § 42
Absatz 2 SGB | auf die nach dem SGB Il zu gewahrenden Leistungen anzurechnen.

Abwandlung Fall 1: A gibt an, dass er in die Stadt S im Bundesland X ziehen méchte. Das
Jobcenter im Bundesland Y leitet den Antrag an das Jobcenter in der Stadt S weiter. Das Job-
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center im Bundesland Y bewilligt A vorlaufige Leistungen fiir 6 Wochen. 4 Wochen nach Be-
willigung der vorlaufigen Leistungen ist A in die Stadt S gezogen und meldet sich beim Job-
center in der Stadt S. Dieser bewilligt den Antrag unter Anrechnung der vorlaufig gewahrten
Leistungen.

3. Sonderfall: Zustandigkeitsbestimmung wenn zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung kein eAT vorliegt, sondern nur ein Anerkennungsbescheid

Wird eine Person als schutzberechtigt anerkannt, erhélt er/sie zunachst vom BAMF einen
feststellenden Anerkennungsbescheid, aus dem sich der Wohnort zum Zeitpunkt der Aner-
kennung ergibt. Die Mitteilung Uber die Bestandskraft des Bescheides wird auch an die zu-
standige ABH gesandt, die den eAT ausstellt und auch erst eine Entscheidung zum Beste-
hen einer Zuweisung nach § 12a AufenthG trifft. Die Leistungsberechtigung selbst besteht
aber bereits nach Ablauf des Monats in dem der Anerkennungsbescheid erlassen wurde
(Erlaubnisfiktion).

Hinweis: Die Leistungsberechtigung an sich besteht auch, wenn zwar kein eAT, aber eine
Fiktionsbescheinigung vorliegt (8 81 Absatz 5 AufenthG).

In den Fallen, in denen der/die Schutzberechtigte/r zum Nachweis seiner/ihrer Leistungsbe-
rechtigung lediglich einen Anerkennungsbescheid des BAMF vorlegt, welcher noch keine
Angaben zu einer Wohnsitzzuweisung haben kann, ist wie folgt zu verfahren:

3.1  Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzbe-
rechtigte zur Durchfihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines
Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

Der Schutzberechtigte ist im Rahmen seiner Mitwirkungspflichten dazu angehalten alle Un-
terlagen, die ihm zur Verfiigung stehen, vorzulegen. Stimmt das Bundesland, dem dieser Ort
zugehort mit dem Bundesland Uberein, in dem das angegangene Jobcenter liegt, ist das
Jobcenter zustandig und kann nach den allgemeinen Grundsatzen einen Bewilligungsbe-
scheid nach den allgemeinen Reglungen erlassen.

Hinweis: zur Ermittlung des Bundeslandes, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchfuh-
rung seinesl/ihres Asylverfahrens zugewiesen wurde, vgl. Ausfihrungen unter 1.

Die Zustandigkeit ist sowohl im Fall, dass eine Zuweisung erfolgt (dann gem. § 36 Absatz 2
SGB Il), als auch wenn keine Zuweisung erfolgt (dann gem. § 36 Absatz 1 SGB II) gegeben.

Hinweis: Die zustandige Landesregierung kann die Jobcenter dartber informieren, dass in
diesem Bundesland von der Zuweisungsmdglichkeit nach § 12a Absatz 2 und 3 AufenthG
Gebrauch gemacht wird und der Aufenthaltstitel eine entsprechende Zuweisung enthalten
wird. In diesen Féallen, ist zu verfahren, als wenn das angegangene Jobcenter nicht in dem
Bundesland liegt, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchfiihrung seines/ihres Asylverfah-
rens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist (s.u. 3.2).
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3.2  Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die Schutz-
berechtigte zur Durchfiihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen
seines Aufhahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

In diesen Fallen kann die Zustandigkeit noch nicht abschlieRend geklart werden.

3.2.1 Gewahrung von vorlaufigen Leistungen

Zur Sicherung des Existenzminimums sind entsprechend den Ausfilhrungen unter A. 2.2.
vorlaufige Leistungen gem. 8§ 43 SGB | analog fur einen Zeitraum von in der Regel sechs
Wochen zu bewilligen.

3.2.2 Anfrage an zustandige ABH

Das Jobcenter hat die zustandige ABH aufzufordern, unverziglich, spatestens innerhalb von
vier Wochen Angaben dazu zu machen, ob der/die Schutzberechtigte einer Zuweisung gem.
§ 12a AufenthG unterliegt. Die Frist kann entsprechend verkirzt werden, je nachdem, wie
lange die Ausstellung des Anerkennungsbescheids bereits zurilick liegt. Je langer der Zeit-
punkt in der Vergangenheit liegt, desto kiirzer kann die Frist gesetzt werden. Im Ubrigen gilt
der allgemeine Untersuchungsgrundsatz (8 20 SGB X).

Hinweis: Hat das Jobcenter bereits Erkenntnisse dartber, dass der Schutzberechtigte oder
eine Person mit der er in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung, ein Studium oder eine Ausbildung aufgenommen hat, einen Integrationskurs
oder eine sonstige MaRnahme, die zur Integration beitragen soll begonnen hat, soll es diese
der fir die Ausstellung des Aufenthaltstitel zustandigen ABH mitteilen.

Dies qilt fur alle Falle in denen eine Abfrage bei einer ABH erfolgt.

Erfolgt innerhalb der gesetzten Frist keine Rickmeldung der ABH, wird davon ausgegangen,
dass keine Zuweisung nach § 12a AufenthG vorliegt und das Jobcenter ist fortan gem. § 36
Absatz 1 SGB Il zustandig, soweit die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. Ansonsten ist
wie oben dargelegt die Zustandigkeit unter Beriicksichtigung der Zuweisung zu bestimmen.

Hinweis: Um auf die gednderten Umsténde, die sich aus einer verspateten Riickmeldung der
ABH ergeben angemessen reagieren zu kénnen, kann der Bewilligungszeitraum entspre-
chend kurz festgelegt werden. Erhalt das angegangene Jobcenter erst nach Bewilligung der
Leistungen eine Ruckmeldung der ABH, dass eine Zuweisung gem. 812a AufenthG besteht,
ist wie im Fall des nachtraglichen Zustandigkeitswechsels zu verfahren (s. u.).

Dieser Hinweis gilt fur alle Fallen in denen eine Riickmeldung der ABH fehlt und deshalb regu-
lare Leistungen nach dem SGB Il zu erbringen sind.
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B. Anerkennung zwischen 6. August 2016 - 30. September 2016 (Ubergangsfall)

Wurde ein Schutzberechtigter zwischen dem 6. August 2016 - 30. September 2016 aner-
kannt, hangt es von der jeweiligen Praxis der einzelnen Bundeslander ab, ob bereits eine
Eintragung zur Zuweisung nach 8§ 12a AufenthG im Aufenthaltstitel erfolgt ist (oder ein ent-
sprechendes Dokument Angaben dazu enthalt). Liegt eine solche vor, bestimmt sich die Zu-
standigkeit wie oben dargelegt. Bei Schutzberechtigten die in diesem Zeitraum anerkannt
wurden bzw. deren Aufenthaltstitel in diesem Zeitraum ausgestellt wurde, kann jedoch aus
dem Umstand, dass keine Angaben zu einer Zuweisung nach § 12a AufenthG im Aufent-
haltstitel enthalten sind, nicht geschlossen werden, dass auch tatséchlich keine Zuweisung
erfolgt ist. In diesen Féllen ist wie folgt dargelegt, vorzugehen:

1. Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzbe-
rechtigte zur Durchflihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen sei-
nes Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

Ergibt sich aus dem Anerkennungsbescheid oder Aufenthaltstitel oder entsprechenden Do-
kumenten keine Zuweisung und liegt das angegangene Jobcenter im Bundesland, in das
der/die Schutzberechtigte zur Durchfliihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen
seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist, ist das Jobcenter zustdndig und es
werden Leistungen nach den allgemeinen Grundsatzen bewilligt.

Hinweis: Die zustandige Landesregierung kann die Jobcenter dartber informieren, dass in
diesem Bundesland von der Zuweisungsmaoglichkeit nach § 12a Absatz 2 und 3 AufenthG
Gebrauch gemacht und der/die Schutzberechtigte hierzu entsprechend informiert wird, aber
keine Anderung des Aufenthaltstitels erfolgt. In diesen Fallen, soll verfahren werden, wie wenn
das angegangene Jobcenter nicht in dem Bundesland liegt, in das der/die Schutzberechtigte
zur Durchfiihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens
zugewiesen worden ist.

2. Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die
Schutzberechtigte zur Durchfiihrung seines Asylverfahrens oder im Rahmen
seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

Ergibt sich aus dem Aufenthaltstitel oder entsprechenden Dokumenten keine Zuweisung und
liegt das angegangene Jobcenter nicht im Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur
Durchfuihrung seines/inres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zu-
gewiesen worden ist, hat eine Uberpriifung des Bestehens einer Zuweisung nach §12a Auf-
enthG zu erfolgen. Hierfir muss das angegangene Jobcenter mit der zustandigen ABH Kon-
takt aufnehnmen und die ABH dazu auffordern, unverziglich Auskunft zum Vorliegen einer
Zuweisung gem. 8§ 12a AufenthG zu geben. Es soll keine langere Frist als 4 Wochen gesetzt
werden. Erfolgt keine fristgerechte Rickmeldung der ABH, gilt die Vermutung, dass keine
Zuweisung nach 8§ 12a AufenthG vorliegt, und die Zustandigkeit bestimmt sich nach der all-
gemeinen Regelung des 8 36 Absatz 1 SGB II.

Teilt die ABH mit, dass eine Zuweisung nach 8§ 12a AufenthG besteht, bestimmt sich die Zu-
standigkeit wie oben dargelegt.

Fall 2: A wurde dem Bundesland X zur Durchfiihrung seines Asylverfahrens zugewiesen. Die
Anerkennung erfolgt am 10.8.2016 und A ist somit gem. § 12a AufenthG dem Bundesland X
zugewiesen. Am 30.8.2016 erhalt A seinen eAT, Angaben zu § 12a AufenthG enthalt dieser
nicht. A reist in das Bundesland Y und begriindet dort seinen gewdhnlichen Aufenthalt. Am
1.9.2016 beantragt A im Bundesland Y SGB lI-Leistungen. Das Jobcenter Gberpriift die Anga-
ben im eAT. Da A den Antrag nicht in dem Bundesland, dem er zur Durchfiihrung seines Asyl-
verfahrens zugewiesen war, stellt, kontaktiert das angegangene Jobcenter die ABH im Bun-
desland X, die den eAT ausgestellt hat und bittet um unverzigliche Auskunft zu einer beste-
henden Zuweisung. Es erfolgt keine Ruckmeldung innerhalb der gesetzten Frist. Der Antrag
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von A wird vom angegangenen Jobcenter weiter bearbeitet und bei Vorliegen der sonstigen
Voraussetzungen bewilligt. Das angegangene Jobcenter ist gem. § 36 Absatz 1 SGB Il zu-
standig.

C. Anerkennung zwischen 1. Januar 2016 - 5. August 2016 (Altfalle)

Bei Schutzberechtigten, die zwischen dem 1. Januar 2016 - 5. August 2016 anerkannt wur-
den ist zwischen folgenden Konstellationen zu unterscheiden:

1. Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzbe-
rechtigte zur Durchfiihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen sei-
nes Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

Liegt das angegangene Jobcenter im Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur
Durchfuihrung seines/inres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zu-
gewiesen worden ist, ist das Jobcenter zustandig.

Hinweis: Die zustandige Landesregierung kann die Jobcenter daruber informieren, dass in
diesem Bundesland von der Zuweisungsmdglichkeit nach § 12a Absatz 2 und 3 AufenthG
Gebrauch gemacht und der/die Schutzberechtigte hierzu entsprechend informiert wird, aber
keine Anderung des Aufenthaltstitels erfolgt. In diesen Fallen, soll verfahren werden, wie wenn
das angegangene Jobcenter nicht in dem Bundesland liegt, in das der/die Schutzberechtigte
zur Durchfuihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens
zugewiesen worden ist.

2. Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die
Schutzberechtigte zur Durchfliihrung seines Asylverfahrens oder im Rahmen
seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist

2.1 Wohnsitz wurde in dem Bundesland vor dem 6. August 2016 begrindet.

Wurde der Wohnsitz vor dem 6. August 2016 in dem Bundesland begrindet und ergibt sich
in den Altféllen aus dem Aufenthaltstitel oder entsprechenden Dokumenten keine Zuweisung
und liegt das angegangene Jobcenter nicht im Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte
zur Durchfiuihrung seines/inres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens
zugewiesen worden ist, hat eine Uberpriifung des Bestehens einer Zuweisung nach § 12a
AufenthG zu erfolgen. Das angegangene Jobcenter muss mit der zustandigen ABH Kontakt
aufnehmen und die ABH dazu auffordern, unverziglich Auskunft zum Vorliegen einer Zuwei-
sung gem. § 12a AufenthG zu geben. Es soll keine langere Frist als 4 Wochen gesetzt wer-
den. Erfolgt keine fristgerechte Rickmeldung der ABH, gilt die Vermutung, dass keine Zu-
weisung nach 8 12a AufenthG vorliegt, und die Zusténdigkeit bestimmt sich nach der allge-
meinen Regelung des § 36 Absatz 1 SGB II. Zur Sicherung des Existenzminimums sind ent-
sprechend den Ausfiihrungen unter A. 2.2. vorlaufige Leistungen gem. § 43 SGB | analog fur
einen Zeitraum von in der Regel sechs Wochen zu bewilligen.

Dies gilt nicht, wenn die zustandige Landesregierung die Jobcenter dartiber informiert hat,
dass in den Altfallen eine Riickfrage bei der zustandigen ABH nicht geboten ist. Das ange-
gangene Jobcenter ist dann gem. § 36 Absatz 1 SGB Il zustandig.

2.2 Wohnsitz wurde in dem Bundesland nach dem 5. August 2016 begriindet.

Wourde der Wohnsitz in den Altféllen nach dem 5. August 2016 in dem Bundesland begriindet
und ergibt sich aus dem Aufenthaltstitel oder entsprechenden Dokumenten keine Zuweisung
und liegt das angegangene Jobcenter nicht im Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte
zur Durchfiihrung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens
zugewiesen worden ist, hat eine Uberpriifung des Bestehens einer Zuweisung nach §12a
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AufenthG zu erfolgen. Hierfir muss das angegangene Jobcenter mit der zustédndigen ABH
Kontakt aufnehmen und die ABH dazu auffordern, unverziglich Auskunft zum Vorliegen ei-
ner Zuweisung gem. 8§ 12a AufenthG zu geben. Es sollen keine langere Frist als 4 Wochen
gesetzt werden. Erfolgt keine fristgerechte Riickmeldung der ABH, gilt die Vermutung, dass
keine Zuweisung nach 8 12a AufenthG vorliegt, und die Zustandigkeit bestimmt sich nach
der allgemeinen Regelung des 8§ 36 Absatz 1 SGB Il. Zur Sicherung des Existenzminimums
sind entsprechend den Ausfiihrungen unter A. 2.2. vorlaufige Leistungen gem. § 43 SGB |
analog fur einen Zeitraum von in der Regel sechs Wochen zu bewilligen.
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. Anderungen der Umstande nach Leistungsbewilligung

D. Wechsel des gewdhnlichen Aufenthalts nach Leistungsbewilligung

1. Auswirkungen auf Bewilligungsbescheid

Wechselt die/der Schutzberechtigte nachdem ein Bewilligungsbescheid von dem zustandi-
gen Jobcenter erlassen worden ist, seinen/ihren gewdhnlichen Aufenthalt, hat dies die regu-
laren Rechtsfolgen. Sobald ein Fall des 8 7 Absatz 4a SGB Il vorliegt, erhalt der /die Schutz-
berechtigte entsprechend keine Leistungen mehr. Liegt der neu begriindete gewohnliche
Aufenthalt au3erhalb des zugewiesenen Gebiets kommt auch eine Aufhebung des Bewilli-
gungsbescheides gem. § 48 SGB X und eine Weiterleistungspflicht nach § 40 Absatz 1
Satz 1 SGB I1'i.V.m. 8§ 2 Absatz 3 Satz 1 SGB X in Betracht.

Fall 4: A hat in dem ihm zugewiesenen Bundesland Leistungen beantragt, diese wurden bewil-
ligt. 3 Monate nach Leistungsbewilligung verlegt A seinen gewothnlichen Aufenthalt an einen
anderen Ort auBBerhalb des zugewiesenen Gebiets. Es kommt eine Aufhebung des Bewilli-
gungsbescheids nach § 48 SGB X in Betracht, liegt der neue Aufenthalt au3erhalb des zeit-
und ortsnahen Bereichs entfallt der Anspruch gem. 8§ 7 Absatz 4a SGB II.

2. Verfahren nach Ablauf des Bewilligungszeitraums

Lauft ein Bewilligungszeitraum aus und hat der/die Schutzberechtigte mittlerweile seinen
gewdhnlichen Aufenthalt an einem anderen Ort begrindet, hat das neu angegangene Job-
center entsprechend den obigen Ausflihrungen, abhangig vom Zeitraum, in dem der/die
Schutzberechtigte erstmals anerkannt wurde, eine Prifung der Ortlichen Zustandigkeit
durchzufiihren und eventuelle Rickfragen bei den ABH zu stellen.

E. Erlass einer Zuweisung und eines damit verbundenen Zustandigkeitswechsels
nach Leistungsbewilligung

Gem. § 12a Absatz 7 AufenthG wurde allen Schutzberechtigten, die nach dem 1. Januar
2016 anerkannt oder denen danach erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde, ein
Wohnsitz nach § 12a Absatzl AufenthG zugewiesen bzw. kann ein Wohnsitz nach §12a Ab-
satz 2, Absatz 3 AufenthG zugewiesen werden. Dies bedeutet, dass auch Schutzberechtig-
ten, die bereits einen gewohnlichen / tatsachlichen Aufenthalt begriindet haben und bereits
Leistungen nach dem SGB Il beziehen, ein abweichender Wohnsitz zugewiesen wurde bzw.
zugewiesen werden kann.

War das den Bescheid erlassende Jobcenter zum Zeitpunkt der Bewilligung zustandig, be-
stimmt sich nach den allgemeinen Regelungen, ob die Leistungen entsprechend des Bewilli-
gungsbescheides weiter gewahrt werden oder der Bewilligungsbescheid fur die Zukunft auf-
gehoben werden kann oder muss. Hierbei sind die generellen Mitwirkungspflichten von Leis-
tungsberechtigten und Kriterien des Vertrauensschutzes zu beachten.

Wird wahrend eines laufenden Bewilligungszeitraum dem/der Leistungsbezieher/in ein
Wohnsitz gem. § 12a AufenthG zugewiesen und wird dies bekannt, ist der/die Schutzberech-
tigte auf die Rechtsfolgen, insbesondere auf die Pflicht, seinen Wohnsitz im zugewiesenen
Gebiet zu nehmen, hinzuweisen. Dass ein entsprechender Hinweis erfolgt ist, ist zu doku-
mentieren. Es kann auch ein Hinweis auf einen Antrag gem. § 12a Absatz 5 AufenthG erfol-
gen.

Der Umstand, dass dem/der Schutzberechtigten gegeniiber eine Wohnsitzzuweisung erfolgt
ist, stellt eine Veranderung in den Verhaltnissen gem. § 60 Absatz 1 Nummer 2 SGB | dar,
die der/die Schutzberechtigte verpflichtet ist mitzuteilen. Darauf ist der/die Schutzberechtigte
hinzuweisen. Die unterlassene Mitteilung Uber eine Anderung bezuglich der Wohnsitzzuwei-
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sung kann im Einzelfall zudem auch ein sozialwidriges Verhalten i.S.d. § 34 Absatz 1 SGB I
darstellen. Liegen keine Griinde fir eine Aufhebung vor, muss die bislang zustandige Behor-
de gem. § 40 Absatz 1 Satz 1 SGB Il i.V.m. § 2 Absatz 3 Satz 1 SGB X die bewilligten Leis-
tungen gewdahren, bis sie von der nunmehr zustandigen Behorde fortgesetzt werden.

Es muss in diesen Fallen bei jedem Antrag auf Weitergewéhrung von Leistungen der aufent-
haltsrechtliche Status und das Bestehen einer Wohnsitzauflage durch den bearbeitenden
Mitarbeiter des Jobcenters nach den 0.g. Regelungen Uber die Zustandigkeit eines Jobcen-
ters geprift werden.

Endet der Bewilligungszeitraum und hat der/die Schutzberechtigte seinen/inren Wohnsitz
nicht im zugewiesenen Gebiet begriindet, kdnnen, wenn keine Weitergewahrung gem. § 2
Absatz 3 SGB X erfolgt, vorlaufige Leistungen gem. § 43 SGB | erbracht werden. Diese sind
erforderlich, wenn der/die Schutzberechtigte bisher keine Gelegenheit hatte, in das ihm/ihr
zugewiesene Gebiet zu ziehen.

IV. Allgemeine Hinweise

F. Leistungsbewilligung durch unzustandiges Jobcenter

Hat ein von Anfang an unzustéandiges Jobcenter einen Bewilligungsbescheid erlassen und
leistet daraufhin, ist der zugrundeliegende VA rechtswidrig, aber nicht nichtig, § 40 Absatz 1
Satz 1 SGBIli. V. m. § 40 Absatz 3 Nr. 1 SGB X.

Ob eine Riucknahme fir die Vergangenheit oder Zukunft méglich ist, bestimmt sich nach den
allgemeinen Regelungen. Auch sind die Umstande des Einzelfalls maRgeblich, insbesondere
ob Pflichtverletzungen oder ein sonstiges sozialwidriges Verhalten vorliegen.

G. Meldung an Auslanderbehérde

Die Auslanderbehérde unverziglich Uber einen dem Trager bekannt gewordenen Verstol3
gegen die Wohnsitzregelung zu unterrichten, da es sich grundsatzlich um eine buf3geldbe-
wahrte Ordnungswidrigkeit handelt.
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Anforderungen an die Dauer einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schaftigung, die gem. § 12a Absatz 1 Satz 2 AufenthG zur Aufhebung ei-
ner Wohnsitzauflage gem. § 12a Absatz 1 Satz 1 AufenthG fiihrt.

§ 12a Absatz 1 Satz 2 AufenthG regelt, dass ein Schutzberechtigter, der eine sozi-
alversicherungspflichtige Beschaftigung im Umfang von mindestens 15 Stunden
wochentlich aufnimmt oder aufgenommen hat, durch die diese Person mindestens
Uber ein Einkommen in H6he des monatlichen durchschnittlichen Bedarfs nach
den §§ 20 und 22 SGB Il verfugt (710,00 € netto fur 2016 Achtung Abweichung
von der Gesetzesbegriindung) keiner Wohnsitzverpflichtung gem. § 12a Absatz 1
AufenthG unterliegt.

Zweck dieser Regelung ist es, Personen, die an einem anderen als dem ihnen zu-
gewiesenen Ort einer Beschaftigung nachgehen kdnnen, die geeignet ist, den Le-
bensunterhalt zu decken oder zumindest teilweise zu decken, einen Umzug an
diesen Ort zu ermoéglichen, da mit der Ausibung einer Beschaftigung vermutet
wird, dass auch eine Integration stattfindet. Grundsatzlich diurfte zur Darlegung der
Voraussetzungen des § 12a Absatz 1 Satz 2 AufenthG die Vorlage eines entspre-
chenden Arbeitsvertrages ausreichend sein.

Bei Zweifeln hat die Auslanderbehdrde darzulegen, dass es sich nach ihrer Auffas-
sung nicht um ein nachhaltiges bzw. ernsthaftes Beschaftigungsverhaltnis handelt.
Fir die Frage wann eine nachhaltige Beschaftigung vorliegt, ist eine Prognose zu
stellen. Im Rahmen der Prognosestellung reicht es insoweit aus, dass das Arbeits-
verhaltnis voraussichtlich Uber drei Monate andauern wird. Dies ergibt sich aus der
Gesetzesbegrindung nach der geringfiigige Beschaftigungsverhaltnisse eine Ver-
pflichtung nach Absatz 1 nicht aufheben konnen und einem Umkehrschluss zu § 8
Absatz 2 Nr. 2i.V.m § 115 SGB |IV. Eine Beschaftigung innerhalb eines Kalender-
jahres die auf langstens drei Monate oder 70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart be-
grenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist und diese nicht be-
rufsmafdig ausgeubt wird, ist unabhangig von der Hohe des Einkommens nur eine
geringflgige Beschaftigung und damit keine sozialversicherungspflichtige Be-
schaftigung. (Achtung der Zeitraum von 3 Monaten bzw. 70 Tage gilt gem. § 115
SGB IV nur bis zum 31. Dezember 2018, danach gelten wieder 2 Monate bzw. 50
Tage gem. § 8 Abs. 2 Nr.2)

Diese Prognose gilt sowonhl flr befristete als auch unbefristete Arbeitsverhaltnisse,
da eine abweichende Behandlung von befristeten Arbeitsverhaltnisse unzulassig
ist.

Anforderungen an die Ausbildung oder das Studium, die gem. § 12a Ab-
satz 1 Satz 2 AufenthG zur Aufhebung einer Wohnsitzauflage gem. § 12a
Absatz 1 Satz 1 AufenthG fihren

Ausweislich der Gesetzesbegrindung liegen die Voraussetzung fur eine Aufhe-
bung auch vor, wenn an einer berufsorientierenden oder berufsvorbereitenden
MaRnahme, die dem Ubergang in eine entsprechende betriebliche Ausbildung
dient oder an studienvorbereitenden MalRnahmen (studienvorbereitende Sprach-
kurse, Besuch eines Studienkollegs) teilgenommen wird.
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Auszug aus Drs. 18/8615 — Begriindung zu §12a Abs. 5 AufenthG

,Die Vorschrift ermoglicht die nachtragliche Anpassung einer Verpflichtung zur Wohn-
sitznahme, einer Zuweisung oder Zuzugssperre. Soweit die Auslanderin oder der
Auslander unmittelbar im Anschluss an eine Zuweisung an einen bestimmten Wohn-
ort um eine derartige Anpassung aus familiaren Grinden oder in Hartefallen bittet,
sollte, soweit moglich und geboten, aus verfahrensékonomischen Grinden von einer
Umsetzung der Zuweisung bis zu einer Entscheidung Uber den Antrag abgesehen
werden.

Unter Nummer 1 erfasst werden dabei Falle, in denen bereits wesentliche Vorausset-
zungen fur eine erfolgreiche Integration geschaffen wurden (hierzu gehoren auch be-
rufsorientierende oder berufsvorbereitende MaRnahmen, die dem Ubergang in eine
entsprechende betriebliche Ausbildung dienen, sowie studienvorbereitende Mal3nah-
men im Sinne von § 16 Absatz 1 Satz 2 dieses Gesetzes, das heil’t studienvorberei-
tende Sprachkurse, Besuch eines Studienkollegs), sowie familiare Bindungen an die
Kernfamilie.

Nummer 2 beinhaltet eine Hartefallregelung. Griinde fur einen Hartefall kbnnen ins-
besondere bei besonders schutzbedurftigen Gruppen vorliegen. Insbesondere ist
eine Verpflichtung zur Wohnsitznahme aufzuheben, sofern diese dem Wohl, der so-
zialen Entwicklung, Erwagungen der Sicherheit und der Gefahrenabwehr oder den
besonderen Bedirfnissen insbesondere von Kindern und Jugendlichen zuwiderlauft.
Auch kann eine Harte im Sinne von Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ mit Blick
auf den besonderen Betreuungsbedarf bei Menschen mit Behinderungen in Betracht
kommen. Eine unzumutbare Beschrankung durch eine Wohnortbindung besteht bei-
spielsweise auch dann, wenn die Verpflichtung oder Zuweisung einen gewalttatigen
oder gewaltbetroffenen Partner an den Wohnsitz des anderen Partners bindet, einer
Schutzanordnung nach dem Gewaltschutzgesetz entgegensteht, oder sonstigen zum
Schutz vor Gewalt erforderlichen MaRnahmen entgegensteht. Fir die Beurteilung der
Frage, ob MalRnahmen oder Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem
Achten Buch Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug einer Wohnsitzregelung nach § 12a
AufenthG entgegenstehen, ist das jeweils zustandige Jugendamt zu beteiligen.

Im Ubrigen sind die Auslegungshinweise in Ziffer 12.2.5.2.4 der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009 Ubertragbar. Unbillige
Harten sind Beeintrachtigungen personlicher Belange, die im Vergleich zu den betrof-
fenen offentlichen Interessen und im Hinblick auf den vom Gesetz vorausgesetzten
Zweck der Aufenthaltsbeschrankung als unangemessen schwer anzusehen sind. Es
handelt sich um einen gerichtlich voll Gberprifbaren unbestimmten Rechtsbegriff.
Personliche Interessen der Auslanderin oder des Auslanders konnen starker beruck-
sichtigt werden als beim Begriff des zwingenden Grundes.”



Umsetzung der Wohnsitzregelung des § 12a AufenthG in Bezug auf Personen,
die zwischen dem 1. Januar 2016 und dem 6. August2016
im Sinne von § 12a Abs. 1 S. 1 AufenthG als Schutzberechtigte anerkannt
wurden oder denen in diesem Zeitraum ein Aufenthaltstitel nach §§ 22, 23 oder
25 Abs. 3 AufenthG erteilt wurde

Im Nachgang der Bund-Lander-Besprechung zur Umsetzung der Wohnsitzregelung
nach § 12a AufenthG am 13. September 2016 stimmen die Lander darin Uberein,
dass ein Hartefall gemaf § 12a Abs. 5 Nr. 2 ¢) AufenthG angenommen wird, wenn
eine der Pflicht zur Wohnsitznahme im Land der Erstzuweisung im Asylverfahren
nach § 12a Abs. 1 S. 1 AufenthG iVm. § 12a Abs. 7 AufenthG unterliegende Person
nach dem 31.12. 2015 und vor dem 6.8.2016 (Inkrafttreten des Integrationsgesetzes)
im Vertrauen auf den Fortbestand des in dieser Zeit geltenden Rechtszustands
rechtmalig ihren gewdhnlichen Aufenthalt in ein anderes Bundesland verlagert hat;
es wird vermutet, dass durch einen Rlickumzug eine bereits begonnene Integration
unterbrochen wirde. Die betroffene Person unterliegt einer neuen

Wohnsitzverpflichtung in dem Bundesland, in dem sie ihren Wohnsitz begriindet hat.

Diese Vereinbarung wird in dem Verstandnis geschlossen, dass Nordrhein-Westfalen

an seiner Praxis im Sinne des Erlasses vom 28.09.2016 weiterhin festhalt.

Der Bund erhebt gegen diese Vorgehensweise keine Bedenken.



Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums fiir Arbeit, Integration und Soziales
und des Ministeriums fiir Inneres und Kommunales

zur vorlaufigen Umsetzung des § 12a AufenthG
vom 28.09.2016
Az MAIS IV A3 -9211
Az MIK 122 - 39..01.05

Am 06.08.2016 ist das Integrationsgesetz vom 31.07.2016 (BGBI. | 2016, 1939) in
Kraft getreten. In den §§ 12a und 104 AufenthG, §§ 22 und 36 SGB II, §23 SGB XII
in der Fassung durch das Integrationsgesetz wurden Regelungen zur Wohnsitzzu-
weisung fur anerkannte Schutzberechtigte und Inhaber bestimmter humanitarer Auf-
enthalistitel getroffen. ’

Das Land NRW beabsichtigt, von diesen Regelungen, soweit sie nicht ohnehin kraft
Gesetzes Anwendung finden, Gebrauch zu machen und N&heres in einer Rechts-
verordnung auf der Grundlage des § 12a Absatz 9 AufenthG zu regeln. Der Entwurf
der Rechtsverordnung, die sich derzeit in der Verbandeanhorung befindet, ist beige-
fugt. Es wird angestrebt, dass die Rechtsverordnung Anfang Dezember in Kraft tre-
ten kann.

Ebenso erhalten Sie als Anlage das Protokoll einer Telefonkonferenz des Ministeri-
ums fur Arbeit, Integration und Soziales und der Regionaldirektion NRW der Bunde-
sagentur fur Arbeit mit den Jobcentern in NRW vom 07.09.2016, in welchem das Ver-
fahren in den Jobcentern vorlaufig thematisiert wird.

Bis auf Weiteres gilt Folgendes:

1. Verpflichtung zur Wohnsitznahme nach § 12a Absatz 1 AufenthG

Nach § 12a Absatz 1 Satz 1 AufenthG ist ein Auslander , der als Asylberechtigter,
Flachtling im Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiar Schutzberech-
tigter im Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes anerkannt worden ist oder dem
nach § 22, § 23 oder § 25 Absatz 3 erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden
ist, zur Férderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhaltnisse der Bun-
desrepublik Deutschland verpflichtet, fir den Zeitraum von drei Jahren ab Anerken-
nung oder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis in dem Land seinen gewdhnlichen Auf-
enthalt (Wohnsitz) zu nehmen, in das er zur Durchfiihrung seines Asylverfahrens o-
der im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.




e Die Verpflichtung zur Wohnsitznahme nach § 12a Absatz 1 wirkt unmittelbar
kraft Gesetzes. Sie bedarf keiner Umsetzung durch Verwaltungsakte im Ein-
zelfall.

§ 12a Absatz 1 Satz 1 AufenthG findet nach Satz 2 keine Anwendung, wenn der
Auslénder, sein Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder minderjahriges Kind
eine sozialversicherungspflichtige Beschéaftigung mit einem Umfang von mindestens
15 Stunden wdchentlich aufnimmt oder aufgenommen hat, durch die diese Person
mindestens Uber ein Einkommen in Héhe des monatlichen durchschnittlichen Be-
darfs nach den §§ 20 und 22 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch fir eine Einzel-
person verfugt, oder eine Berufsausbildung aufnimmt oder aufgenommen hat oder in
einem Studien- oder Ausbildungsverhéltnis steht.

o Auch dies gilt kraft Gesetzes und bedarf grundsatzlich keiner Umsetzung
durch Verwaltungsakt. In vielen Fallen wird es jedoch erforderlich sein, dass
die Auslanderbehérde eine entsprechende Feststellung trifft, um Rechtssi-
cherheit fur die Betroffenen und eine Grundlage fiir die Entscheidungen der
Jobcenter zum Leistungsbezug zu schaffen. Die Frage, ob die Auslénderbe-
hoérde des Wegzugsortes (ggf. mit Beteiligung oder Zustimmung der ABH des
Zuzugsortes) oder die Auslanderbehérde des Zuzugsortes insoweit zusténdig
ist, ist bisher unter den Landern umstritten. Bis zu einer weiteren Klaruhg wird
gebeten, wie folgt zu verfahren, soweit dies von den Ausldnderbehdrden in
NRW beeinflusst werden kann: Soweit noch kein Umzug stattgefunden hat,
entscheidet die Auslénderbehdrde des bisherigen Wohnorts mit Zustimmung
der Auslanderbehoérde des Zuzugsorts. Soweit der Umzug schon stattgefun-
den hat, entscheidet die Auslanderbehodrde des neuen Wohnorts.

e In Abgrenzung zu § 12a Absatz 5 Satz 1 Nr. 1a AufenthG greift die gesetzliche
Ausnahme des § 12a Absatz 1 Satz 2 AufenthG nur, wenn die Voraussetzun-
gen bereits im Moment des Entstehens der Wohnsitzverpflichtung bestehen.

e Die Einkommensschwelle nach § 12a Absatz1 Satz 2 AufenthG bezieht sich
auf das steuerrechtliche Nettogehalt. Das Bundesministerium far Migration,
Arbeit und Soziales beabsichtigt, den Betrag jahrlich bundeseinheitlich festzu-
setzen. Gegenwartig betragt er 710 € fur einen Singlehaushalt.

e Das Bestehen einer Wohnsitzverpflichtung ist grundsatzlich durch die Auslan-
derbehorden im Aufenthaltstitel zu vermerken. Soweit bereits ein Aufenthaltsti-
tel erteilt wurde, wird der Vermerk nachgetragen, wenn neu Uber den Aufent-
haltstitel entschieden wird. Das Fehlen eines Vermerks beinhaltet nicht auto-
matisch die Aussage, dass keine Wohnsitzverpflichtung besteht.

2. Zuweisung nach § 12a Absatz 3 AufenthG

Nach § 12a Absatz 3 AufenthG kann ein Auslander, der der Verpflichtung nach Ab-
satz 1 unterliegt, zur Férderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverh&li-
nisse der Bundesrepublik Deutschland innerhalb von sechs Monaten nach Anerken-

nung oder erstmaliger Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verpflichtet werden, langs-
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tens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist seinen Wohnsitz an einem
bestimmten Ort zu nehmen, wenn dadurch

1. seine Versorgung mit angemessenem Wohnraum,

2. sein Erwerb hinreichender miindlicher Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A
2 des Gemeinsamen Européischen Referenzrahmens fur Sprachen und

3. unter Berlcksichtigung der &rtlichen Lage am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt die
Aufnahme einer Erwerbstatigkeit

erleichtert werden kann.

o Die Zuweisung nach § 12a Absatz 3 AufenthG soll kiinftig den Regelfall der
landesinternen Verteilung und Zuweisung von anerkannten Schutzberechtig-
ten darstellen.

Es ist beabsichtigt, zur Umsetzung dieser Regelung in der geplanten Rechts-
verordnung zu verankern, dass diese Verteilung nach einem landesweiten, auf
Stadte und Gemeinden bezogenen Schlussel erfolgt, der den in § 12a Absatz
3 AufenthG genannten Kriterien Rechnung tragt. Anerkannte Flichtlinge, die
zum Zeitpunkt ihrer Zuweisung in einer Gemeinde ihren tatsachlichen Wohn-
sitz unterhalten, dort nicht in einer Landeseinrichtung untergebracht und nicht
verpflichtet sind, in einem anderen Bundesland zu wohnen, sollen in dieser
Kommune bleiben diirfen und im Rahmen eines Anrechnungsverfahrens beim
Verteilschlissel berlicksichtigt werden. Naheres ergibt sich aus den §§ 5 und
6 des beigefligten Verordnungsentwurfs.

e Die Zustandigkeit flr Zuweisungen nach § 12a Absatz 3 AufenthG soll mit In-
kraftireten der Rechtsverordnung der Bezirksregierung Arnsberg als landes-
weite Zusténdigkeit Ubertragen werden.

3. Zuweisung nach § 12a Absatzbz AufenthG .

Nach § 12a Absatz 2 AufenthG kann ein Auslander, der der Verpflichtung nach Ab-
satz 1 unterliegt und der in einer Aufnahmeeinrichtung oder anderen vortbergehen-
den Unterkunft wohnt, innerhalb von sechs Monaten nach der Entscheidung Uber
seine Anerkennung oder Aufnahme langstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 gel-
tenden Frist zu seiner Versorgung mit angemessenem Wohnraum verpflichtet wer-
den, seinen Wohnsitz an einem anderen Ort zu nehmen, wenn dies der Forderung
seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhaltnisse der Bundesrepublik
Deutschland nicht entgegensteht. Soweit im Einzelfall eine Zuweisung angemesse-
nen Wohnraums innerhalb von sechs Monaten nicht méglich war, kann eine Zuwei-
sung nach Satz 1 innerhalb von einmalig weiteren sechs Monaten erfolgen.




o Auf Basis des § 12a Absatz 2 AufenthG kdnnen die Auslénderbehdrden
Wohnsitzverpflichtungen fir anerkannte Schutzberechtigte aussprechen, die
sich nach lhrer Anerkennung noch weiter in einer Aufnahmeeinrichtung des
Landes aufhalten.

e Es ist beabsichtigt, auch die Zustandigkeit fur Zuweisungen nach § 12a Ab-
satz 2 AufenthG mit Inkrafttreten der geplanten Rechtsverordnung auf die Be-
zirksregierung Arnsberg zu Ubertragen. Bis dahin liegt die Zustandigkeit nach
§ 71 Absatz 1 Satz 1 AufenthG bei den Ausléanderbehdrden. Soweit dies fir
die Lésung derartiger Falle erforderlich ist, werden die flir die aufnehmenden
Kommunen zustandigen Ausldnderbehérden gebeten, in Abstimmung mit der
Bezirksregierung Arnsberg Wohnsitzzuweisungen nach § 12a Absatz 2 Auf-
enthG auszusprechen. Eine Anvrechnung dieser Falle auf den Verteilschlissel
ist geplant (siehe Erlass des Ministeriums fiir Inneres und Kommunales NRW
vom 08.07.2016 - 122-39.11.00-3-16186).

o Die Zuweisung erfolgt durch Verwaltungsakt im Einzelfall an die betroffenen
anerkannten Schutzberechtigten. Die anerkannten Schutzberechtigten sind
anzuhdren. Voraussetzung fur die Zuweisung ist, dass in der Kommune an-
gemessener Wohnraum zur Verfiigung steht. Im Ubrigen entscheidet die zu-
standige Behdérde nach pflichtgemalRem Ermessen auf Grundlage der ihr be-
kannten Umstéande.

4. Ausschluss eines Wohnsitzes nach § 12a Absatz 4 AufenthG

Nach § 12a Absatz 4 AufenthG kann ein Auslander, der der Verpflichtung nach Ab-
satz 1 unterliegt, zur Vermeidung von sozialer und gesellschaftlicher Ausgrenzung
bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist verpflichtet werden, seinen Wohn-
sitz nicht an einem bestimmten Ort zu nehmen, insbesondere wenn zu erwarten ist,
dass der Auslander Deutsch dort nicht als wesentliche Verkehrssprache nutzen wird.
Die Situation des dortigen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes ist bei der Entscheidung
zu berlcksichtigen.

e Zurzeit ist nicht beabsichtigt, in NRW von dieser Regelung Gebrauch zu ma-
chen.

5. Aufhebung der Wohnsitzzuweisung

Nach § 12a Absatz 5 AufenthG ist eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Ab-
satzen 1 bis 4 auf Antrag des Auslénders aufzuheben,

1. wenn der Auslédnder nachweist, dass in den Fallen einer Verpflichtung oder
Zuweisung nach den Absatzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle
einer Verpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz
nicht nehmen darf,

a) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder minderjah-

rigen Kind nicht nur voribergehend eine sozialversicherungspflichtige Be-
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schaftigung im Sinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt sichern-
des Einkommen oder ein Aushildungs- oder Studienplatz zur Verfugung ste-
hen oder

b) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder minderjahrige ledige Kinder
an einem anderen Wohnort leben,

2. zur Vermeidung einer Harte; eine Harte liegt insbesondere vor, wenn

a) nach Einschatzung des zustdndigen Jugendamtes Leistungen und Maf-
nahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch mit Ortsbezug beeintrachtigt wiirden, A |

b) aus anderen dringenden persénlichen Griinden die Ubernahme durch ein
anderes Land zugesagt wurde oder

c) fur den Betroffenen aus sonstigen Grinden vergleichbare unzumutbare
Einschrankungen entstehen.

Im Fall einer Aufthebung nach Satz 1 Nummer 2 ist dem Auslénder, l&ngstens bis
zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist, eine Verpflichtung nach Absatz 3 oder.
4 gufzuerlegen, die seinem Interesse Rechnung tragt.

Es ist beabsichtigt, auch die Zustandigkeit fir Entscheidungen nach § 12a Ab-
satz 5 AufenthG durch die geplante Rechtsverordnung auf die Bezirksregie-
rung Arnsberg zu Ubertragen. Bis dahin liegt die Zustsndigkeit nach § 71 Ab-
satz 1 Satz 1 AufenthG bei den Auslanderbehérden. Soweit noch kein Umzug
stattgefunden hat, entscheidet die Auslanderbehdérde des Wegzugsorts mit
Zustimmung der Auslanderbehdrde des Zuzugsorts. Die Auslénderbehédrde
des Wegzugsorts kann die Ausldnderbehérde des Zuzugsorts dabei unter
Setzung einer Verschweigensfrist von zwei Wochen zur Zustimmung auffor-
dern. Soweit der Umzug schon stattgefunden hat, entscheidet die Auslander-
behérde des Zuzugsorts.
Ein Hartefall nach § 12a Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 ¢ AufenthG, der zu einer Auf-
hebung der Verpflichtung nach § 12a Absatz 1 AufenthG fuhrt, den Wohnsitz
in einem anderen Bundesland zu nehmen, ist fiir Personen, die vor dem
06.08.2016 mit Zustimmung des Jobcenters ihren Wohnsitz in NRW genom-
men haben in der Regel anzunehmen,
e wenn es sich um in einem gemeinsamen Haushalt lebende Familien mit
schulpflichtigen oder kleineren Kinder handelt oder
e wenn ein Integrationskurs bereits begonnen wurde.

Die Auslanderbehdrden sind gehalten, bei Vorliegen eines Antrags unverzuig-
lich die Hartefallprufung durchzufithren. Die Verfahren sollten in diesen Fallen

bis zum Ubergang der Zustéandigkeit auf die Bezirksregierung Arnsberg abge-

schlossen sein.




Die Anerkennung von Hartefallen in weiteren Fallen (insbesondere im Zu-
sammenhang mit schwerer Krankheit und Pflege) bleibt selbstverstandlich
moglich. Auch bei Personen, die ihnren Wohnsitz ab dem 06.08.2016 in NRW
genommen haben, ist die Anerkennung eines Hartefalls nicht ausgeschlossen,
sofern die Umsténde des Einzelfalls dies rechtfertigen.

6. Zeitlicher Anwendungsbereich

Nach § 12a Absatz 7 AufenthG gelten die Abséatze 1 bis 6 nicht fur Ausiander, deren
Anerkennung oder erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Sinne des Absat-
zes 1 vor dem 01.01.2016 erfolgte.

o Mafgeblich ist hierbei das Datum der Bekanntgabe des Anerkennungsbhe-
scheids bzw. der Aufenthaltserlaubnis.

Im Auftrag

~ Anton Ritten ) : Burkhard Schnieder

f .
’/7 Ayt = ,; f’ ‘
y ; fia Tl \k.__//\/k\ i "‘,/ g ’ég éx? € 7 é, 2 v’f 51%‘”'25 &g

C




	Anlage 1 Weisung § 36 SGB II_Anlage_1_barrierefrei.pdf
	Zuständiges Jobcenter nach § 36 Absatz 1 und 2 SGB II
	A. Verfahren bei Anerkennung ab 1. Oktober 2016 (Normalfall)
	1. Zuständigkeitsbestimmung bei positiver Angabe einer Wohnsitzzuweisung gem. § 12a AufenthG im Aufenthaltstitel
	1.1 Zuweisung in ein Bundesland
	1.2 Zuweisung zu einem bestimmten Ort
	1.3 Negative Zuweisung

	2. Antragstellung bei unzuständigem Jobcenter
	2.1 Weiterleitungspflicht des unzuständigen Jobcenters
	2.1.1 Entgegennahme des Antrags
	2.1.2 Ermittlung des zuständigen Jobcenters
	2.1.3 Unkenntnis des zuständigen Jobcenters

	2.2 Vorläufige Leistungen durch unzuständiges Jobcenter

	3. Sonderfall: Zuständigkeitsbestimmung wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung kein eAT vorliegt, sondern nur ein Anerkennungsbescheid
	3.1 Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist. 
	3.2 Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist. 
	3.2.1 Gewährung von vorläufigen Leistungen
	3.2.2 Anfrage an zuständige ABH



	B. Anerkennung zwischen 6. August 2016 - 30. September 2016 (Übergangsfall)
	1. Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.
	2. Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.

	C. Anerkennung zwischen 1. Januar 2016 - 5. August 2016 (Altfälle)
	1. Angegangenes Jobcenter liegt in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines/ihres Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist.
	2. Angegangenes Jobcenter liegt nicht in dem Bundesland, in das der/die Schutzberechtigte zur Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist
	2.1 Wohnsitz wurde in dem Bundesland vor dem 6. August 2016 begründet.
	2.2 Wohnsitz wurde in dem Bundesland nach dem 5. August 2016 begründet.


	D. Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts nach Leistungsbewilligung
	1. Auswirkungen auf Bewilligungsbescheid
	2. Verfahren nach Ablauf des Bewilligungszeitraums

	E. Erlass einer Zuweisung und eines damit verbundenen Zuständigkeitswechsels nach Leistungsbewilligung
	F. Leistungsbewilligung durch unzuständiges Jobcenter
	G. Meldung an Ausländerbehörde




